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Am 23.10.2023 startet die Ringvorlesung 
mit dem Thema „Energie aus wirtschafts-
politischer Perspektive“. Das vollständige 
Programm und alle weiteren Informatio-
nen zu der Veranstaltung finden Sie hier. In 
einer Sondersitzung am 13. November 
stellt Prof. Dr. Veronika Grimm das dann 
brandaktuelle Jahresgutachten des Sach-
verständigenrates vor. 
  
Am 06.12.2023 (17:45-19:15 Uhr, Aula 2) fin-
det die Ludwig-Erhard-Lecture 2023 statt. 
Prof. Lars Feld, ehemaliger Vorsitzender 
des Sachverständigenrates Wirtschaft, 
wird zum Thema „60 Jahre Sachverständi-
genrat Wirtschaft“ referieren. Weitere In-
fos – auch zur Anmeldung – finden Sie hier. 

Aktuelles aus dem iwp In diesem Impuls…  
…untersucht Wiebke Schmitz Geschlechterun-
gleichheiten bei Erwerbsverläufen im späten Le-
bensalter. Es zeigt sich, dass Familienarbeit im 
früheren Lebensverlauf bei Frauen oft mit einer 
geringeren Erwerbstätigkeit im späteren Er-
werbsleben einhergeht. Die Autorin argumen-
tiert, dass die Gestaltung der Sozialpolitik einen 
entscheidenden Einfluss auf den Grad der Be-
nachteiligung von Frauen über den Lebensver-
lauf hat. 
 
Außerdem kommentieren Michael Krause und 
Steffen J. Roth, ob der Mindestlohn auf Grund 
der Erhöhung des Bürgergeldes zum Jahres-
wechsel und vor dem Hintergrund des Lohnab-
standsgebots erhöht werden sollte. 

 

 
 
 
 
 
 
 
 

 

https://iwp.uni-koeln.de/veranstaltungen/ringvorlesung/energie-aus-wirtschaftspolitischer-perspektive
https://iwp.uni-koeln.de/ludwig-erhard-lecture-2023
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Kurz kommentiert: Das 
Lohnabstandsgebot er-
fordert keine Erhöhung 
des Mindestlohns  
Michael Krause und Steffen J. Roth 

Aufgrund der hohen Inflation wird das Bürger-
geld zum Jahreswechsel um rund 12 % angeho-
ben. Prompt werden Stimmen laut, auch den Min-
destlohn kräftig zu erhöhen. Begründet wird dies 
durch einen Verweis auf das Lohnabstandsgebot. 
Sechs Gründe, die gegen eine Mindestlohnerhö-
hung sprechen. 
Erstens liegt kein Verstoß gegen das Lohnab-
standsgebot vor. Diese bis 2010 im Sozialhilfe-
recht geltende Bestimmung sollte sicherstellen, 
dass eine Vollzeiterwerbstätigkeit zu höheren 
verfügbaren Einkommen führt als der Transferbe-
zug einer fünfköpfigen Familie. Etwas bodenstän-
diger formuliert: „wer arbeitet, soll mehr haben 
als jemand, der nicht arbeitet.“ Ein Paar mit drei 
Kindern verfügt im Falle einer Vollzeittätigkeit 
zum geltenden Mindestlohn aber auch nach der 
Bürgergelderhöhung im Januar 2024 noch über 
446 bis 788 Euro monatlich mehr als dieselbe Fa-
milie ohne Erwerbstätigkeit. 
Zweitens stellt die Forderung nach einer Erhö-
hung des Mindestlohns das Konzept des Lohnab-
standsgebots auf den Kopf. Diese gesetzlich nor-
mierte Regel diente der verhältnismäßigen Be-
messung der Regelsätze in der Sozialhilfe bei ge-
gebenen Löhnen. Löhne, auch branchenspezifi-
sche Mindestlöhne, waren damals noch Sache 
der Tarifparteien. Verstöße gegen das Lohnab-
standsgebot führten zu Forderungen, die Trans-
fers zu senken, nicht, die Löhne zu erhöhen.  
Drittens wurde das Lohnabstandsgebot aus gu-
tem Grund gestrichen: Das Bürgergeld orientiert 
sich am monatlichen Bedarf einer Haushaltsge-
meinschaft, der Mindestlohn definiert einen Stun-
denlohn einer einzelnen Erwerbsperson. Eine 
Mindestlohnhöhe aber, die schon bei Halbtagstä-
tigkeit einen ausreichenden Monatslohn ergäbe, 
um das sozio-kulturelle Existenzminimum einer 

fünfköpfigen Familie zu garantieren, wäre un-
zweifelhaft beschäftigungsfeindlich. Haushalte 
mit geringem Einkommen werden weiterhin als 
Aufstocker ergänzend Bürgergeld beziehen. Ein 
Mindestlohn allein kann kein Existenzminimum 
garantieren. Umgekehrt leben viele Mindestlohn-
bezieher in Haushalten, die nicht von Armut be-
troffen sind.  
Viertens ist der Mindestlohn seit seiner Einfüh-
rung 2015 bereits um mehr als 40 % gestiegen, der 
Verbraucherpreisindex hingegen nur um 26 %. Die 
Inflation wird bei der Festlegung des Mindest-
lohns aber ohnedies nur indirekt berücksichtigt. 
Die Mindestlohnkommission orientiert sich qua 
Gesetzesauftrag „nachlaufend an der Tarifent-
wicklung“. Der dazu maßgebliche Tarifindex stieg 
seit Januar 2015 um ca. 20 %. Die aktuellen Forde-
rungen sind also nicht Ausdruck einer sachlich 
notwendigen Anpassung, sondern Versuche, Ein-
griffe der Politik in die Lohnfindung salonfähig zu 
machen. Versprochen war ursprünglich, die Fest-
legung der Lohnuntergrenze der eigens dafür ein-
gerichteten unabhängigen Mindestlohnkommis-
sion der Tarifpartner zu überlassen. Mit der un-
systematischen Erhöhung des Mindestlohns auf 
12 Euro zum Oktober 2022 haben Grüne und SPD 
Wahlversprechen eingelöst und der Gesetzgeber 
erstmals das Tabu gebrochen. Nun scheinen die 
Dämme gebrochen. 
Fünftens steigt mit jeder überproportionalen Er-
höhung des Mindestlohns automatisch der Anteil 
der betroffenen Beschäftigten. Laut Mindest-
lohnkommission und Statistischem Bundesamt 
betrifft die Mindestlohnerhöhung auf 12 Euro pro 
Arbeitsstunde rund 15 % aller Beschäftigten, ver-
glichen mit 11 % bei der Einführung 2015. Je größer 
aber der Anteil der betroffenen Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer ist, desto mehr wird die 
Tarifautonomie geschwächt und desto lauter 
werden die Rufe nach immer weiteren Erhöhun-
gen des Mindestlohns im politischen Wettbe-
werb.  
Sechstens, eine weitere freihändige Erhöhung 
des Mindestlohns wäre keine gute Medizin für 
eine im Abschwung befindliche Volkswirtschaft 
und ihren Arbeitsmarkt.
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Familienarbeit im früheren Lebensverlauf hält 
Frauen im Gegensatz zu Männern oft vom späte-
ren Erwerbsleben fern. Allerdings zeigt sich, dass 
der Wohnort innerhalb Europas einen erhebli-
chen Einfluss auf diese Dynamik hat, insbeson-
dere in den nordischen Ländern sind Frauen we-
niger benachteiligt. Das zeigten Forscher*Innen 
in einer Studie mit repräsentativen Befragungs-
daten von 10.913 Frauen und 10.614 Männer in Eu-
ropa, deren später Erwerbsverlauf mit Hilfe von 
Sequenzanalysen im Alter von 50 bis 65 Jahren 
untersucht wurde. 
 
Frauen beteiligen sich nicht vollständig 
an der Verlängerung des Arbeitslebens  
 
Alternde Gesellschaften sind mit einem zuneh-
menden Mangel an qualifizierten Arbeitskräften 
und steigenden Rentenkosten konfrontiert. Die 
Anhebung des Rentenalters hat zwar dazu beige-
tragen, dass die Gesamtbeteiligung am späten Er-
werbsleben zugenommen hat, jedoch haben sich 
Ungleichheiten so auch weiter vertieft. Denn der 
Zugang zum Arbeitsmarkt ist ungleich verteilt 
und insbesondere Frauen sind eher nicht in der 
Lage, kontinuierlich bis ins späte Erwerbsleben in 
Vollzeit weiterzuarbeiten. Im Vergleich zu Män-
nern scheiden Frauen nach wie vor deutlich frü-
her aus dem Arbeitsleben aus, arbeiten häufiger 
in Teilzeit oder leisten unbezahlte Care-Arbeit 
(z.B. Hausarbeit, Kindererziehung oder das Pfle-
gen von Familienangehörigen). Die stärkere Ein-
bindung von Frauen in das Erwerbsleben wäre je-
doch eine einfache vielversprechende Maß-
nahme, um dem steigenden Arbeitskräftemangel 
entgegenzuwirken. 
 
Generell verlassen sich europäische Länder bei 
der Ausführung von Care-Arbeit noch immer 
hauptsächlich auf die kostenlose Arbeitskraft von 

Frauen. Das ist bedauerlich, denn bisherige Stu-
dien suggerieren, dass frühe Erwerbsentschei-
dungen (z.B. Austritt aus dem Beruf oder Wech-
sel in Teilzeit) aufgrund von Familienereignissen, 
wie z.B. die Geburt eines Kindes, sich noch Jahr-
zehnte später auf das späte Erwerbsleben auswir-
ken können. Dabei spielt insbesondere auch das 
Eingehen einer Partnerschaft eine Rolle, in wel-
cher die Vereinbarung von Familie (z.B. Kinderer-
ziehung) und Beruf abgestimmt wird. Studien zei-
gen, dass dabei traditionelle Geschlechterrollen 
angewendet werden. Da sich die unbezahlte 
Care-Arbeit nur schwer mit einer Erwerbstätigkeit 
vereinbaren lässt, bleibt meist typischerweise die 
Frau Zuhause statt einer Erwerbstätigkeit nach-
zugehen und kümmert sich zum Beispiel um die 
Kinder und den Haushalt, während der Mann das 
Geld verdient. So kann beispielsweise die in der 
Partnerschaft getroffene Entscheidung die Karri-
ere der Frau zu unterbrechen, sodass diese sich 
um die Kinder kümmern kann, über den Lebens-
verlauf zu zunehmend fehlender Berufserfah-
rung führen. Diese Benachteiligung von Frauen 
kann es Ihnen also zusätzlich erschweren im spä-
teren Lebensalter wieder in den Arbeitsmarkt ein-
zusteigen. 
 
Nationale und kulturelle Kontexte beein-
flussen inwiefern der späte Erwerbsver-
lauf bei Frauen von früheren Familiener-
eignissen geprägt wird 
 
Bisher gibt es in keinem europäischen Land voll-
ständig erfolgreiche Strategien, um solche Be-
nachteiligungen über den Lebensverlauf abzumil-
dern, sodass Frauen unabhängig von der Famili-
enplanung im Arbeitsmarkt bleiben können und 
so die Auswirkungen früherer Familienpflichten 

Von Wiebke Schmitz 

Erwerbsverläufe im späten Lebensalter: Das Geschlecht 
bestimmt nach wie vor, wie und wie lange wir arbeiten 
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(wie die Kindererziehung) auf das späte Erwerbs-
leben abgeschwächt würden. Mit einem Blick auf 
die Länderunterschiede wird aber deutlich, dass 
Sozialpolitiken und kulturelle Kontexte eine wich-
tige Rolle im Hinblick auf den Grad der Benachtei-
ligung von Frauen über den Lebensverlauf spie-
len.  
 
Leider ist bisher jedoch noch nicht viel Wissen 
darüber vorhanden, inwiefern der Einfluss von 
früheren Familienereignissen auf den späten Er-
werbsverlauf abhängig vom nationalen Kontext 
ist. Bisherigen Studien haben sich nur auf die Un-
tersuchung von einem Land oder den Vergleich 
von vereinzelten Ländern beschränkt. Mit unse-
rer hier vorgestellten Studie schließen wir diese 
Forschungslücke, in dem wir nicht nur den kausa-
len Zusammenhang zwischen früheren Familien-
ereignissen und dem späten Erwerbsverlauf bele-
gen, sondern in einem zweiten Schritt aufzeigen, 
dass sich solche Benachteiligungen über den Le-
bensverlauf nach verschiedenen Ländern unter-
scheiden. 
 
Europäische Länder lassen sich basierend auf ih-
ren Wohlfahrtsleistungen – hinsichtlich der Ge-
wichtung der Rolle von Familie, Markt und Staat 
– in fünf verschiedene Typen einteilen: In (1) sozi-
aldemokratischen Ländern (z.B. Schweden) wird 
die Idee flexibler Karrieren und der Gleichberech-
tigung der Geschlechter stark unterstützt. Ein 
Schlüsselelement dieser ist die Verfügbarkeit von 
öffentlichen Kinderbetreuungseinrichtungen. 
Dies erleichtert es Frauen, ihre beruflichen Ambi-
tionen ohne übermäßige familiäre Belastung zu 
verfolgen. Länder, die einem (2) liberalen Wohl-
fahrtsstaat entsprechen (z.B. England), unter-
stützen Marktmechanismen als Haupterzeuger 
von Wohlstand. In diesen Ländern werden traditi-
onell Männer als Hauptverdiener angesehen, 
während Frauen eine größere Rolle bei der Fami-
lienbetreuung spielen. In den (3) konservativen 
europäischen Ländern (z.B. Deutschland) sind so-
ziale Sicherungseinrichtungen und Rentenrefor-
men stärker darauf ausgelegt, kontinuierliche 
und ausgedehnte Erwerbsbiografien (dauerhafte 
Vollzeitarbeit) zu belohnen. Dies ist für Männer 

zugänglicher als für Frauen, da diese eine konti-
nuierliche Vollzeitkarriere nicht mit der Familien-
arbeit vereinbaren können. Weiterhin gibt es we-
niger entwickelte öffentliche Dienstleistungen 
zur Kinderbetreuung, was es Frauen schwerer 
macht, sich vollständig am Arbeitsmarkt zu enga-
gieren. Auch in (4) südeuropäischen Ländern (z.B. 
Griechenland) mangelt es an sozialen Kinderbe-
treuungsangeboten. Zudem herrschen hier be-
sonders starke traditionelle Geschlechterrollen, 
bei denen Frauen oft als Alleinverantwortliche für 
die Care-Arbeit angesehen werden. Dies kann ihre 
Fähigkeit zur Teilnahme am Arbeitsmarkt stark 
einschränken und zu einer höheren Geschlechter-
ungleichheit in der späten Arbeitsbeteiligung füh-
ren. Schließlich zeichnen sich (5) post-sozialisti-
sche Länder (z.B. Polen) generell durch eine hohe 
Rate weiblicher Vollzeitarbeit und nur kurze Un-
terbrechungen der Erwerbstätigkeit aus. Dies ist 
oft auf die Bereitstellung öffentlicher Kinderbe-
treuungseinrichtungen zurückzuführen, die Frau-
en in diesen Ländern unterstützen und es ihnen 
ermöglichen, ihre Karrieren zu verfolgen, ohne 
längere Unterbrechungen einzulegen. 
 
Verwendete Daten und Analysevorge-
hen 
 
Unsere Ergebnisse basieren auf retrospektiven 
Surveydaten des “Survey of Health, Ageing and 
Retirement in Europe” (SHARELIFE), die im Jahr 
2017 erhoben wurden. Um vollständige Beschäfti-
gungsverläufe im Alter von 50 bis 65 Jahren abbil-
den zu können, wurden nur diejenigen Befragten 
in unsere Stichprobe aufgenommen, die ihren Er-
werbsverlauf bereits komplett erlebt und somit 
zum Befragungszeitpunkt 65 Jahre und älter wa-
ren (Geburtsjahr 1912 – 1954). Die Daten enthalten 
Informationen zu jeder Erwerbstätigkeit, die die 
Befragten während ihrer beruflichen Laufbahn 
für mindestens sechs Monate ausgeübt haben, 
sowie über Zeiträume, in denen die Befragten 
sechs Monate oder länger nicht erwerbstätig wa-
ren. Dies ermöglicht es uns, die beruflichen Le-
bensverläufe von Personen im Alter von 50 bis 65 
Jahren zu beschreiben. Insgesamt umfasst un-
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sere Stichprobe 10.913 Frauen und 10.614 Män-
nern aus 21 Ländern (Schweden, Dänemark, Finn-
land, Schweiz, Österreich, Belgien, Frankreich, 
Deutschland, Luxemburg, Griechenland, Italien, 
Spanien, Portugal, Malta, Zypern, Polen, Tsche-
chische Republik, Ungarn, Slowakei, Bulgarien 
und Kroatien). Da wir aufgrund niedriger Fallzah-
len keine Analysen nach einzelnen Ländern durch-
führen können, haben wir diese nach den bereits 
beschriebenen Wohlfahrtsstaatstypen kategori-
siert. Um frühere Familienereignisse zu erfassen, 
nutzen wir Proxyindikatoren für die unbezahlte 
Care-Arbeit: (1) die durchschnittliche Kinderan-
zahl im Alter von 25-49 Jahren und (2) die Anzahl 
der Jahre im Alter von 25-49, die die Befragten mit 
ihrer/m Partner/in zusammen in einem Haushalt 
gelebt haben. 
 
Mit Hilfe von Sequenzanalysen haben wir im ers-
ten Schritt für jeden Befragten den Erwerbsver-
lauf im Alter von 50 bis 65 Jahren berechnet. Für 
jedes Lebensjahr in diesem Zeitraum erfassen Se-
quenzen den Erwerbsstatus und bilden so den Er-
werbsverlauf im späteren Lebensalter ab. Im 
zweiten Schritt, fassten wir mit Hilfe einer Clus-
teranalyse unterschiedliche Erwerbsverlaufsty-
pen zusammen. Befragte mit ähnlichen Erwerbs-
verläufen (z.B. kontinuierliche Vollzeitkarriere 
und früher Renteneintritt) wurden so zu einem 

Cluster oder Typ kategorisiert. Im dritten Schritt 
verwendeten wir multinomiale logistische Re-
gressionsmodelle und Interaktionseffekte, um 
den Einfluss von Familienereignissen auf die ver-
schiedenen Typen des späten Erwerbsverlaufs, 
sowie deren Wechselwirkung mit den Wohl-
fahrtsstaatstypen zu untersuchen. 
 
Zentrale Forschungsergebnisse 
 
Unsere Ergebnisse suggerieren, dass Frauen in 
der späten Erwerbstätigkeit immer noch stark 
von früheren Arbeitsmarktentscheidungen auf-
grund von Familienpflichten abhängig sind. Unbe-
zahlte Familienarbeit im früheren Lebensalter 
wirkt sich demnach bis in den späteren Erwerbs-
verlauf aus. Frauen, die sich in früheren Lebens-
phasen um die Familie gekümmert haben, tendie-
ren im späten Erwerbsleben dazu, einer Teilzeit-
beschäftigung oder unbezahlter Care-Arbeit (wie 
z.B. das Pflegen von Familienangehörigen) nach-
zugehen. Im Gegensatz dazu sind Männer von 
früheren Familienereignissen nahezu unbeein-
flusst und typischerweise in Vollzeit beschäftigt 
(siehe Abbildung 1).  
 
Jedoch spielt der sozialpolitische und kulturelle 
Kontext eine wichtige Rolle. Unsere Befunde sug-

Abbildung 1: Typen des späten Erwerbsverlaufs von 10.913 Frauen und 10614 Männern in Prozent (%);                 
Quelle: Eigene Berechnungen, SHARELIFE 
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gerieren, dass insbesondere in Süd- und Westeu-
ropa familiäre Verpflichtungen Frauen stärker da-
ran hindern, im späteren Erwerbsverlauf in Voll-
zeit zu arbeiten. In Nordeuropa hingegen wird die 
Berufstätigkeit von Frauen im späteren Leben  
eher kaum von früheren familiären Verpflichtun-
gen beeinflusst. 
 
Schlussfolgerung und politische Implika-
tionen 
 
Die Ergebnisse spiegeln zunächst die traditionel-
len Geschlechterrollen wieder: Während Männer 
unbeeinflusst von Familienpflichten kontinuier-
lich in Vollzeit arbeiten, unterbrechen oder redu-
zieren Frauen ihre Erwerbstätigkeit. Zum anderen 
zeigt sich, dass Frauen frühere Benachteiligungen 
nicht einfach abschütteln können und sich diese 
noch bis in den späten Erwerbsverlauf auswirken. 
Die Umsetzung politischer Maßnahmen sollte Un-
gleichheiten zwischen den Geschlechtern bereits 
in frühen Lebensjahren verhindern, da sich Karri-
ereentscheidungen, die durch familiäre Verpflich-
tungen in früheren Lebensabschnitten bedingt 
sind, bis ins späte Berufsleben auswirken können. 
 
Nicht zuletzt, unterstreichen unsere Ergebnisse 
die Bedeutung des nationalen Kontexts und so-
mit die nach Ländern unterschiedlich gestalteten 
Sozialpolitiken und kulturellen Geschlechternor-
men, welche für die Beteiligung von Frauen am 
späten Erwerbsleben einen Unterschied machen. 
Die Teilnahme von Frauen am Arbeitsmarkt ist hö-
her, wenn beispielsweise die Flexibilität während 
der Arbeitszeiten und soziale Dienstleistungen, 
wie kostenlose Kinderbetreuung, angeboten 
werden – wie dies zum Beispiel in den nordischen 
Ländern eher vorzufinden ist. Dies würde es 
Frauen ermöglichen, länger im Erwerbsleben zu 
bleiben und ihre Karrieren voranzutreiben, was 
wiederum zu einer höheren wirtschaftlichen Un-
abhängigkeit und Rentensicherheit für Frauen 
führen würde. Wir schließen aus unseren Befun-
den, dass die Gestaltung von Sozialpolitik und die 
Förderung von Geschlechtergleichstellung ent-
scheidende Faktoren sind, um die Beteiligung von 

Frauen am Arbeitsmarkt zu erhöhen und die be-
stehenden Geschlechterungleichheiten abzubau-
en. 
 
Zur Studie 
 
Schmitz, W., Naegele, L., Frerichs, F., Ellwardt, L. 
Gendered late working life trajectories, family his-
tory and welfare regimes: evidence from SHARE-
LIFE. European Journal of Ageing 20, 5 (2023). 
https://doi.org/10.1007/s10433-023-00752-3 
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